
Satzung der Stadt Dömitz
über eine Veränderungssperre nach § 14 BauGB

für das Gebiet des ehemaligen Bahnhofsgeländes einschließlich Bahndamm 
und ehemaliges Penny-Gelände

Die Stadtvertretung der Stadt Dömitz hat aufgrund von § 5 Abs. 1 der Kommunalverfassung 
für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) vom 13. Juli 2011, GVOBl. M-V 2011, S. 
777, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2019, GVBl. M-V 2019, S. 467 
und der §§ 14 und 16 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017, BGBl. I. S. 3634 in ihrer Sitzung am 18.06.2020 folgende Satzung in der 
geänderten Fassung vom 01.06.2020 beschlossen:

§ 1
Zu sichernde Planung

Die Stadtvertretung hat am 07.11.2019 beschlossen, dass für das Gebiet des ehemaligen 
Bahnhofsgeländes einschließlich Bahndamm und ehemaliges Penny-Gelände der 
Bebauungsplan Nr. 21 „Städtebaulicher Entwicklungsbereich ehemaliges Bahngelände“ 
aufgestellt wird. Zur Sicherung der Planung wird für das in § 2 bezeichnete Gebiet eine 
Veränderungssperre erlassen.

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich

Die Veränderungssperre erstreckt sich auf die Ortslage Dömitz, Teilbereich des ehemaligen 
Bahndamms und des Bahnhofgeländes sowie des ehemaligen Penny-Geländes an der 
Roggenfelder Straße in der Gemarkung Dömitz, Flur 14, Flurstücke 111, 112, 113/1 sowie 
Teile aus 113/2, 115, 413 und 419. Die Lage des Gebietes wird im anliegenden Plan 
gekennzeichnet, der Bestandteil der Satzung wird.

§ 3
Rechtswirkungen der Veränderungssperre

(1) In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet dürfen
a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht 

beseitigt werden;
b) Erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und 

baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder 
anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

(2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen kann von Absatz 1 eine 
Ausnahme zugelassen werden.

(3) In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet dürfen Vereinbarungen, durch 
die ein schuldrechtliches Vertragsverhältnis über den Gebrauch oder die Nutzung eines 
Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils auf bestimmte Zeit von mehr als einem Jahr 
begründet wird, - mit Ausnahme von Mietverträgen über die Nutzung von Wohnraum zu 
Wohnzwecken oder Gewerberäumen zur Nutzung der bisher genehmigten Nutzung (z.B. 
Verkaufsraum)  - der Genehmigung der Stadt Dömitz. Die Genehmigung nach Satz 1 
darf nur versagt werden, wenn für die mit dem Rechtsvorgang bezweckte Nutzung eine 
Ausnahme nach Absatz 2 nicht erteilt werden könnte.



§ 4
Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre

Die Veränderungssperre tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt nach § 17 
Abs. 1 BauGB nach Ablauf von 2 Jahren außer Kraft.

Suhrau
Bürgermeister
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